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Urteil zum Post-Mindestlohn  
 
„Es wird keinen gegen Wettbewerb  
und Beschäftigung gerichteten  
Postmindestlohn geben“ 

  

Der Post-Mindestlohn ist rechtswidrig. Dies entschie d heu-
te (28. Januar 2010) das Bundesverwaltungsgericht i n 
Leipzig. Arbeitgeberpräsident Dr. Dieter Hundt begr üßte 
die Entscheidung.  
 
Hundt sagte: „Ich begrüße die Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts, mit der in letzter Instanz die Rechtswidrigkeit 
der Post-Mindestlohnverordnung bestätigt wird. Diese Ent-
scheidung entspricht unseren Erwartungen. Damit ist klar: Die 
vorherige Bundesregierung hat rechtswidrig gehandelt, als sie 
diesen Monopolsicherungslohn in Kraft gesetzt hat. Da die 
Verordnung bereits an formalen Fehlern gescheitert ist, musste 
sich das Gericht nicht mit den massiven Folgen dieser Mono-

polsicherungsverordnung aus-
einandersetzen. Der Post-
Mindestlohn hat bereits kurz 
nach seinem Erlass tausende 
Arbeitsplätze gekostet.  
 
Sollte erneut ein Monopolsiche-
rungstarifvertrag vorgelegt wer-
den, werde ich unseren Vertre-
tern im Tarifausschuss empfeh-
len, diesem nicht zuzustimmen. 
Mit Blick auf Vereinbarungen 
der Regierungskoalition gehe 
ich davon aus, dass Branchen-
mindestlöhne nur noch staatlich 

verordnet werden, wenn der paritätisch mit Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertretern besetzte Tarifausschuss zustimmt. 
Dies bedeutet, dass es keinen gegen Wettbewerb und Be-
schäftigung gerichteten Postmindestlohn geben wird.“  
 
Hochschulpolitik 
 
Keine Rückkehr zu den  
alten Diplom-Abschlüssen 
 
Die deutsche Wirtschaft hat heute Forderungen nach einer 
Rückkehr zu den alten Diplom-Abschlüssen an deutsch en 
Hochschulen entschieden zurückgewiesen. „Wir stehen  
ohne Wenn und Aber hinter den Zielen der Studienre-
form,“ betonte Thomas Sattelberger, Personalvorstand  der  

 Deutschen Telekom AG und Vorsitzender des Arbeitskre i-
ses Hochschule/Wirtschaft von BDA, BDI und der Hoch -
schulrektorenkonferenz. Sattelberger reagierte damit  auf 
entsprechende Forderungen des Verbands der führenden  
Technischen Universitäten in Deutschland (TU9). 
 
Wörtlich sagte Sattelberger: „Unser bereits 2004 an die Studie-
renden gegebenes Versprechen „Bachelor Welcome“ steht und 
wird voll und ganz eingelöst. Aktuelle Studien belegen, dass es 
zwischen Bachelor- und Diplom-Absolventen keine Unter-
schiede in puncto hoher Beschäftigungsquote, kurzer Suchzei-
ten auf dem Arbeitsmarkt und großer Jobzufriedenheit gibt. Un-
ternehmen bescheinigen Berufseinsteigern mit Bachelor-
Abschluss hervorragende Karrieremöglichkeiten. Sowohl der 
Bachelor- als auch der Master-Abschluss vermitteln gute 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 
 
Die Wirtschaft appelliert an die Verantwortlichen für Lehre und 
Studienorganisation an den Hochschulen, ihre Gestaltungsauf-
gabe ernst zu nehmen und die großen Chancen der Studienre-
form nach vorne gerichtet zu nutzen. Wir brauchen mehr Flexi-
bilität in den Strukturen, mehr Möglichkeiten für studentische 
Mobilität und mehr Qualität in der Lehre,“ sagte Sattelberger. 

 
Arbeitgeberpräsident Dr. Dieter Hundt 
 
Keine Entwarnung  
am Arbeitsmarkt   
 
Zu den aktuellen Arbeitsmarktzahlen erklärte heute  
Arbeitgeberpräsident Dr. Dieter Hundt: 
 
„Die auch Anfang 2010 für die Jahreszeit trotz der Wirtschafts-
krise stabile Arbeitsmarktlage ist erfreulich, aber kein Grund 
zur Entwarnung. Nach allen Prognosen wird sich die stärkste 
Belastung des Arbeitsmarktes erst in diesem Jahr und zum Teil 
auch noch 2011 ergeben. Deshalb ist es erforderlich, dass der 
erleichterte Bezug von Kurzarbeitergeld weiterhin möglich 
bleibt. Zahlreiche Unternehmen werden erst jetzt oder in 
nächster Zeit von den Auswirkungen der Krise erfasst, sodass 
auch den Belegschaften dieser Betriebe die Möglichkeit eröff-
net bleiben muss, erleichterte Kurzarbeit in Anspruch zu neh-
men.“ 

 
 

 
BDA-Präsident Dieter Hundt 
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  Soziale Marktwirtschaft   
 
 
 
 
Die Geschichte der Sozialen Marktwirtschaft ist eine Erfolgs-
geschichte. Unsere Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung ist 
Garant für wirtschaftlichen Erfolg, Wohlstand und soziale Stabi-
lität. Sie ist eine tragende Säule unseres Gemeinwesens. Nicht 
alle wirtschaftspolitischen Entwicklungen seit 1949 stehen je-
doch in der Tradition der Sozialen Marktwirtschaft, wie sie ihre 
Gründerväter vertreten haben. Hinzu kommt ein merklicher Ak-
zeptanz- und Vertrauensverlust in unser Wirtschaftssystem. 
Deshalb ist eine grundsätzliche Debatte über die Zukunft unse-
rer Wirtschaftsordnung unerlässlich. Die Arbeitgeber wollen ih-
ren Beitrag in dieser Debatte leisten. Hierzu dient die Reihe 
„Soziale Marktwirtschaft“ im newsletter der BDA. 
 
 
Rückbesinnung auf die Prinzipien 
 
Fairer Wettbewerb – Quelle von Wirt-
schaftswachstum und Wohlstand 
 
Soziale Marktwirtschaft braucht fairen Wettbewerb – beim Ein-
zelnen und in der Wirtschaft. Der funktionsfähige Wettbewerb 
ist der Motor für nachhaltiges Wirtschaften und damit für Wirt-
schaftswachstum. Er fördert Effizienz und verhindert einseitige 
Marktmacht.  
 
 
Wettbewerb im Dienst der Menschen  
 
Wettbewerb gewährleistet, dass es – anders als z. B. in einer 
Planwirtschaft – eine große Auswahl an bedarfsgerechten An-
geboten, Waren und Dienstleistungen zu niedrigen Preisen 
gibt. In einer Wettbewerbsordnung kann nur ein Unternehmen 
bestehen, das die Qualität seiner Produkte ständig verbessert, 
Innovationen vorantreibt, sich neuen Anforderungen schnell 
anpasst und zu günstigen Preisen anbietet. Der Nutzen der 
Verbraucher liegt auf der Hand: Sie können gute Qualität zum 
günstigen Preis wählen. Der Vorteil für die Gemeinschaft: 
Wettbewerb sorgt für Wachstum und damit für Beschäftigung 
und schafft die wirtschaftliche Basis für ein funktionierendes 
Ausbildungs- und ein leistungsfähiges Sozialsystem. 
 
Wettbewerb ist zudem der beste Weg, um Innovationen zu för-
dern. Getreu dem Prinzip: „Das Bessere ist der Feind des Gu-
ten“ besteht in einer Wettbewerbsordnung der ständige Druck, 
besser als die Konkurrenten die Anforderungen der Verbrau-
cher zu erfüllen. Dadurch gelingt es, Innovationen im Interesse 
der Allgemeinheit hervorzubringen. Daran liegt es auch, dass 
wettbewerblich aufgestellte Wirtschaftsordnungen bei der Ent-
wicklung neuer Technologien (z. B. in den Bereichen Umwelt-
schutz und Gesundheit) vorne liegen. Gerade beim Umwelt-
schutz  zeigen  sich  die  Vorteile  einer  Wettbewerbsordnung: 

  
Verantwortungsvolle Unternehmen bestehen im Wettbewerb 
nur, wenn sie ihre Produktion effizienter gestalten. Das zwingt 
sie dazu, ständig auf der Suche nach Innovationen zu sein, wie 
sie mit weniger Material- und Energieeinsatz arbeiten können. 
Dazu kommt, dass Verbraucher zunehmend Produkte auch 
nach Umweltschutzaspekten kaufen. 
 
 
Leistungsprinzip – Triebfeder für den Erfolg 
 
Fairer Wettbewerb setzt Handlungsfreiheit, Leistung und Wahl-
freiheit bei Verbrauchern, Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
voraus. Das Leistungsprinzip ist die Triebfeder für den Erfolg: 
Wer mehr leistet, soll vorankommen und mehr erhalten. Vor-
aussetzung ist eine positive Einstellung zu fairem Wettbewerb. 
Deshalb ist es entscheidend, dass der Nutzen von Leistung 
und Wettbewerb erkannt wird und dass im Wettbewerb Leis-
tungsgerechtigkeit herrscht. Leistung und Produktivität müssen 
sich lohnen.  
 
Fairer Wettbewerb basiert aber auch auf Chancengleichheit. 
Jeder Mensch muss die gleichen Start- und Teilhabechancen 
haben. Hier liegt die große Herausforderung für die Bildungs-
politik.  
 
Fairer Wettbewerb setzt weiter eine funktionierende Wettbe-
werbsordnung voraus. Deshalb kann die Soziale Marktwirt-
schaft nur funktionieren, wenn ein starker Staat, dem Markt 
klare Regeln setzt und für ihre Durchsetzung sorgt. Zu fairem 
Wettbewerb gehört vor allem auch, dass der Staat auf wettbe-
werbsverzerrende Interventionen – sei es durch Subventionen 
zugunsten einzelner Marktteilnehmer, sei es durch eigenes 
Auftreten als Wettbewerber – verzichtet. 
 

 

 
Zitat 

 
Die Klage über die Schärfe des 

Wettbewerbs ist in Wirklichkeit 

meist nur eine Klage über den 

Mangel an Einfällen. 

 
Walter Rathenau 

 

« 

» 
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Internationales 
 
BDA-Delegation besuchte Israel 
 
Auf Einladung von Shraga Brosh, Präsident des israeli-
schen Wirtschaftsverbands, reiste eine hochrangige BDA-
Delegation mit Unternehmens- und Verbandsvertretern 
Anfang Dezember 2009 nach Israel. Ziel des Besuchs war 
der Austausch über wirtschaftliche und sozialpoliti sche 
Entwicklungen in beiden Ländern sowie die Intensivie rung 
der deutsch-israelischen Wirtschaftsbeziehungen. 
 
Die israelische Wirtschaft hat sich in den letzten Jahren zu ei-
nem der bedeutendsten Märkte auf dem Gebiet technologi-
scher Innovationen gewandelt. Israel gehört derzeit zu einem 

der führenden Länder im 
Bereich Forschung und 
Entwicklung. Zwischen 
dem israelischen Wirt-
schaftsverband MAI 
(Manufacturers Associa-
tion of Israel) und der 
Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) bestehen schon seit 
langem, im Rahmen der Zusammenarbeit in der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) und dem Internationalen Arbeit-
geberverband IOE, enge Kontakte. 
 
Die Delegation unter der Leitung von Anton Börner, Präsident 
des Bundesverbands Großhandel, Außenhandel, Dienstleis-
tungen e.V., traf mit hochrangigen Repräsentanten der israeli-
schen Industrie- und Wirtschaftsverbände zusammen, 

 um Erfahrungen zu den Themen Arbeitsmarkt, Arbeitsrecht, 
die Arbeit in internationalen Organisationen sowie Bildung und 
Forschung auszutauschen. 
 
Weitere Zusammentreffen fanden mit israelischen Spitzenpoli-
tikern statt. Die Delegation führte Gespräche mit dem Handels- 
und Industrieminister Benjamin Ben-Eliezer, mit Finanzminister 
Yuval Steinitz und mit Sozialminister Isaac Herzog. Auf dem 
Programm standen zudem Treffen mit israelischen Unterneh-
mern und Verbänden der Wirtschaftsförderung sowie Fachge-
spräche mit hochkarätigen Vertretern deutscher Stiftungen und 
Institutionen.  
 
Im Rahmen des Besuches fanden auch Gespräche mit Reprä-

sentanten des paläs- 
tinensischen Industrie-
verbands und der pa-
lästinensischen Indust-
rie- und Handelskam-
mer in Ramallah statt, 
bei denen die politi-
sche, wirtschaftliche 
und soziale Lage in den 

palästinensischen Autonomiegebieten besprochen wurde. 
 
Als Ergebnis der Delegationsreise soll die Zusammenarbeit in 
den internationalen Organisationen (ILO, IOE, OECD, BIAC, 
ISO) zwischen MAI und der BDA noch weiter gestärkt werden. 
MAI wurde von der BDA zum Gegenbesuch in Berlin eingela-
den. Weitere gemeinsame Projekte sind geplant. 

Katrin Séris 
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